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// Im Blickpunkth

Die Unternehmensbewertung ist nach der Erbschaftsteuerreform in Bewegung geraten. M�llmann stellt angesichts der

mittlerweile aufgetauchten Probleme in der praktischen Umsetzung der Reform die Frage, ob der B�rsenkurs stets taug-

liche Bemessungsgrundlage f�r die Anteilsbewertung sein kann und meldet auch verfassungsrechtliche Zweifel an. Mit

Fragen der Anwendung des InvStG bei Beteiligung an ausl�ndischen Fonds befasst sich der Beitrag von Elser/G�tle-Kunz.

Die Autoren gehen speziell auf den Investmentsteuererlass des BMF ein. Geuenich zeigt in seinem Kommentar auf, dass

die Verf�gung der OFD M�nster zur zwischenstaatlichen Amtshilfe missverst�ndlich formuliert ist.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

// Standpunkt /
vonSebastian Uckermann,

gerichtlich zugelassener Ren-

tenberater f�rdiebAV, Vorsit-

zenderdesBRBZe. V., K�ln

Neues zumFuture-Servicebei
Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrern–
FinanzverwaltungNRW�berrascht
alle

Die Anwendungspraxis und Fachliteratur hat-

ten bereits seit einiger Zeit den Verzicht eines

Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrers (GGF) auf

nochnichterdiente Versorgungsrechte aus ei-

ner unmittelbaren Versorgungszusage v�llig

zu Recht als Gestaltungsinstrumentarium an-

erkannt, welches nicht die einschl�gigen Fol-

gen einer verdeckten Einlage (BFH, 9.6.1997 –

GrS 1/94) ausl�st (vgl. BB 2009, 2568). Dies

sieht das Finanzministerium NRW nun aller-

dings v�llig anders. Es vertritt in seinem �ber-

raschenden Erlass vom 17.12.2009 – S 2743 –

10–VB4–dieAuffassung,dasseineverdeckte

Einlage im Zusammenhang einer unmittelba-

ren Pensionszusage an einen GGF auch dann

vorliegt, wenn der GGF auf den sog. „Future-

Service“ verzichtet. Die Folge: Der GGF muss

auf seiner privaten Ebene einen lohnsteuerli-

chen Zufluss in H�he des Teilwertes der ver-

deckten Einlage hinnehmen, obwohl ihm tat-

s�chlich keinerlei Barmittel zufließen. �berra-

schendandieserAuffassung ist, dass sichNRW

gleich �ber mehrere hoheitliche Argumente

hinwegsetzt, die seinerAuffassung entgegen-

stehen: die Vorgaben der KStH (H 40) und des

BFH (24.5.1984– IR166/78, BStBl. II 1984, 747)

sowie die Auffassung zahlreicher Finanzver-

waltungen anderer Bundesl�nder. Selbst die

eigenen Fachreferenten erachten hinter vor-

gehaltener Hand die nun durchNRW vertrete-

neRechtsauffassungals v�llig abwegig. Somit

wird der Anwendungspraxis nichts anderes

�brig bleiben, als eine h�chstrichterliche BFH-

Entscheidung herbeizuf�hren – was mit Si-

cherheitauchkurzfristiggeschehenwird.

Entscheidungen
BFH: Wegfall der Verg�nstigung f�r

Betriebsverm�gen nach dem ErbStG

Der BFH hat durch Urteil vom 11.11.2009 – II R

63/08 – entschieden: Die Beg�nstigung des Be-

triebsverm�gens nach § 13a ErbStG entf�llt

auch dann wegen zu hoher Entnahmen aus

dem Betriebsverm�gen nachtr�glich (teilweise),

wenn die Entnahmen ausschließlich der Zahlung

der durch den Erwerbsvorgang ausgel�sten Erb-

schaft- oder Schenkungsteuer dienten. Nach

§ 13a Abs. 5 Nr. 3 ErbStG fallen der Freibetrag

und der verminderte Wertansatz r�ckwirkend

weg, soweit der Erwerber innerhalb von f�nf

Jahren nach dem Erwerb als Gesellschafter einer

Gesellschaft bis zum Ende des letzten in die

F�nfjahresfrist fallenden Wirtschaftsjahrs Ent-

nahmen t�tigt, die die Summe seiner Einlagen

und der ihm zuzurechnenden Gewinne oder Ge-

winnanteile seit dem Erwerb um mehr als

100 000 DM �bersteigen (sog. �berentnahmen).

§ 13a Abs. 5 Nr. 3 ErbStG l�sst eine Einschr�n-

kung seines Anwendungsbereiches f�r den Fall

einer �berentnahme zur Tilgung der f�r den Er-

werb festgesetzten Schenkungsteuer weder mit

Blick auf den Sinn und Zweck der Vorschrift

noch unter dem Gesichtspunkt einer verfas-

sungskonformen Auslegung zu. Eine teleologi-

sche Reduktion erfolgt nicht. Nach Auffassung

des BFH kommt es nicht auf die Gr�nde an, die

zu einer �berentnahme f�hren; befreiungs-

sch�dlich ist grunds�tzlich jede Entnahme. Die

Norm ist nicht auf Missbrauchsf�lle beschr�nkt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2010-405-1

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 10.2.2010)

BFH: Bewertung von land- und

forstwirtschaftlichen Betrieben bei

gemeinschaftlicher Tierhaltung

Der BFHhat durchUrteil vom16.12.2009 – II R 45/

07 – entschieden: Der land- und forstwirtschaftli-

che Betrieb bei gemeinschaftlicher Tierhaltung

(§ 51a BewG) ist auch dann im vergleichenden

Verfahren (§ 37 Abs. 1 S. 1 BewG) zu bewerten,

wenn die Eigenfl�che ausschließlich als Hof- und

Geb�udefl�che genutzt wird. Ungeachtet eines

dabei f�r die Eigenfl�che anzusetzenden Ver-

gleichswerts von0 DMsindViehzuschl�gewegen

�berh�hter Tierbest�ndevorzunehmen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2010-405-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Kaufvertragliche �bernahme der

Kosten einer noch durchzuf�hrenden

„Ausgleichsmaßnahme an anderer Stelle“

Der BFH hat durch Urteil vom 28.10.2009 – II R

18/08 – entschieden: Verpflichtet sich eine Stadt

als Verk�uferin eines Grundst�cks, auf dem die

vom Erwerber beabsichtigte Nutzung einen na-

turschutzrechtlichen Eingriff erfordert, die noch

ausstehende Ausgleichsmaßnahme an anderer

Stelle (§ 135a Abs. 2 BauGB) durchzuf�hren, und

verpflichtet sich der Erwerber zur Zahlung der

dadurch entstehenden Kosten, sind diese auch

dann Teil der Gegenleistung sowie der Bemes-

sungsgrundlage der Grunderwerbsteuer, wenn

die Ausgleichsmaßnahme an anderer Stelle dem

erworbenen Grundst�ck i. S. v. § 9 Abs. 1a S. 2

BauGB zugeordnet worden ist.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2010-405-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Korrektur

In der PM vom 3.2.2010 ist ein sinnentstellender

Fehler enthalten (vgl. auch BB 2010, 341). Es

heißt dort, dass Dienstreisetage, die auf Wo-

chenenden oder Feiertage entfallen, nach bei-

den DBA regelm�ßig zu den Nichtr�ckkehrtagen

geh�ren. Richtig ist, dass diese nicht zu den

Nichtr�ckkehrtagen geh�ren.
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